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Herrn Kai-Uwe von Hassel 
Präsident des Deutschen Bundestages 


Sehr geehrter Herr Präsident! 


Das Europäische Parlament hat in seiner Sitzung vorn 12.Febi Udr 
1971 auf der Grundlage eines Berichts seines Rechtscmsschusses 
eine 


Entschließung zu der Mitteilung der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften an den Rat betreffend den Stand 
der Durchführung der Richtlinien des Rats zur Verwirk- 
lichung der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienst- 
leistungsverkehrs in den Mitgliedstaaten 

angenommen und beschlossen, den Wortlaut dieser Entschlie- 
ßung auch den Präsidenten der Parlamente der Mitgliedstaaten 
zu übermitteln. 

Im Namen des Herrn Präsidenten des Europäischen ParlameeJ s 
beehre ich mich, Ihnen anliegend einen Auszug aus dem Proto- 
koll dieser Sitzung mit der Entschließung des Parlaments zu 
übersenden. 

Gemäß Artikel 17 Ziffer 4 der Geschäftsordnung des Parlaments 
wird das Sitzungsprotokoll im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften veröffentlicht werden. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Präsident, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 


H. R. Nord 


Anlage 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 5307 Wachtberq-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg ' 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 5' 
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Entschließung 

zu der Mitteilung der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften an den Rat betreffend den Stand der Durchführung der 
Richtlinien des Rats zur Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs in den Mitglied- 
staaten 


Das Europäische Parlament 

in Kenntnis der Mitteilung der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaften an den Rat (SEK (70) 277 endg.), 

— in Kenntnis des Berichts des Rechtsausschusses (Dok. 234/70), 

1. unterstreicht erneut die Bedeutung, die der Durchführung 
der Phchtlinien durch die Mitgliedstaaten und der Kontrolle 
darüber durch die Kommission zukommt; 

2. stellt mit Genugtuung fest, daß die Kommission in zuneh- 
mendem Maße dieser Kontrollverpflichtung nachkommt und 
nunmehr eine Übersicht über die Vielzahl der in den Mitglied- 
staaten zur Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit erlasse- 
nen Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Form einer Mit- 
teilung vorgelegt und diese ergänzt hat; 

3. begrüßt die Übersicht, weil sie das Europäische Parlament 
in die Lage versetzt, sich einen genauen Überblick über den 
Stand der Durchführung der Richtlinien bis zum 1, April 1970 in 
den Mitgliedstaaten zu verschaffen; 

4. geht davon aus, daß auf Grund der Rechtsprechung des 
Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften gewisse Bestim- 
mungen der Richtlinien geeignet sind, sich unmittelbar zugun- 
sten der einzelnen Staatsbürger auszuwirken, daß aber die 
Richtlinien in ihrer Gesamtheit nach Beendigung der Übergangs- 
zeit, d. h. vom 1. Januar 1970 an, nicht direkt anwendbar ge- 
vv Orden und daher umsetzungsbedürftig geblieben sind; 

5. stellt mit Zufriedenheit fest, daß der Gemeinschaftsgedanke 
immer mehr wächst und die Durchführung und Anwendung der 
Richtlinien in den Mitgliedstaaten nach den Angaben der Kom- 
mission im allgemeinen als zufriedenstellend bezeichnet werden 
kann; 

6. muß jedoch vermerken, daß bei der Umsetzung der Richt- 
linien in nationales Recht durch die Mitgliedstaaten noch ver- 
schiedene Lücken und Unzulänglichkeiten vorhanden sind, wie 
vor allem eine mehr oder weniger große Verspätung bei der 
Durchführung der Maßnahmen sowie die Unvereinbarkeit be- 
stimmter Maßnahmen mit dem Ziel der Richtlinien; 
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7. verkennt nicht die Schwierigkeit und Probleme, denen sich 
die zuständigen nationalen Stellen bei der Durchführung der 
Gemeinschaftsrichtlinien gegenübersehen; 

8. ist jedoch der Auffassung, daß diese Lücken und Unzuläng- 
lichkeiten nicht immer auf Anfangsschwierigkeiten, sondern 
auch auf andere Gründe zurückzuführen sind, die sich wie folgt 
beschreiben lassen: 

— Die in den Richtlinien gesetzten Fristen sind im Hinblick auf 
die technischen und politischen Schwierigkeiten bei der An- 
passung der nationalen Gesetzgebungen an die Bestimmun- 
gen der Richtlinien im allgemeinen zu kurz bemessen; 

— Die in den Mitgliedstaaten zur Durchführung der Richtlinien 
angewandten Verfahren sind in den meisten Fällen zu lang- 
wierig, zu schwerfällig und außerdem zu verschiedenartig; 

— Den zuständigen Stellen mangelt es in Einzelfällen an poli- 
tischem Willen und an Verständnis für die Gemeinschaft und 
ihre Rechtsprobleme; 

9. hält es daher für unerläßlich, daß die nationalen Verfahren 
zur Durchführung und Anwendung der gemeinschaftsrechtlichen 
Bestimmungen verbessert werden mit dem Ziel, daß die Mit- 
gliedstaaten über ein wirksameres Instrumentarium wie bisher 
verfügen; 

10. spricht zu diesem Zweck folgende Anregungen aus: 

— Die gesetzte Frist von sechs Monaten sollte wenigstens in 
den Richtlinien, die eine technisch schwierige und politisch 
bedeutsame Materie zum Gegenstand haben, entsprechend 
verlängert werden; 

— Die Einschaltung der gesetzgebenden Körperschaften in den 
Mitgliedstaaten sollte im Rahmen der bestehenden verfas- 
sungsrechtlichen Möglichkeiten nur noch in den wichtigeren 
Fällen, in denen weittragende politische und wirtschaftliche 
Entscheidungen in Frage stehen, vorgesehen werden; 

— Bei der Umsetzung der gemeinschaftsrechtlichen Bestimmun- 
gen in nationales Recht sollte mehr und mehr das Exekutiv- 
verfahren, das wegen seiner Einfachheit und Schnelligkeit 
für wirtschaftliche, im allgemeinen innerhalb kurzer Fristen 
durchzuführende Interventionen besonders geeignet er- 
scheint, angewandt werden; zu diesem Zweck sollten die 
Mitgliedstaaten von der Möglichkeit der Delegation von 
Befugnissen in größerem Umfang wie bisher Gebrauch 
machen; 

— Inhalt und Tragweite der vom Europäischen Parlament ange- 
nommenen Richtlinien sollten unverzüglich und fortlaufend 
den Parlamenten der Mitgliedstaaten mitgeteilt werden; 


3 



Dnidcsadie VI/ 1869 


Deutscher Bundestag “ 6. Wahlperiode 


11. richtet an die nationalen Stellen und vor allem an die 
Regierungen der Mitgliedstaaten den dringenden Appell, künf- 
tighin bei der Durchführung und Anwendung gemeinschafts- 
rechtlicher Bestimmungen, insbesondere der Richtlinien, noch 
mehr politischen Willen zu zeigen als in der Vergangenheit und 
ihre nationalen Interessen zurückzustellen; 

12. ermutigt die Kommission, ihre Bemühungen um die Auf- 
klärung über das Gemeinschaftsrecht fortzusetzen und zu ver- 
stärken, wobei insbesondere bei den Stellen, die mit der Durch- 
führung und Anwendung des Gemeinschaftsrechts und insbe- 
sondere der Richtlinien befaßt sind, das Verständnis für die 
institutioneilen, politischen und vor allem rechtlichen Probleme 
der Gemeinschaft nachdrücklich gefördert werden muß; 

13. ersucht die zuständigen europäischen Instanzen, mit den 
Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten die sich bei 
der Durchführung der Richtlinien stellenden Probleme zu er- 
örtern und nach geeigneten Lösungen zu suchen, die eine 
schnellere und bessere Durchführung der Richtlinien wie bisher 
ermöglichen; 

14. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung und 
den Ausschußbericht dem Rat und der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften sowie den Regierungen und Parla- 
menten der Mitgliedstaaten zu übermitteln. 


H. R. Nord 

Generalsekretär 


Laurent Merdiiers 

Vizepräsident 



